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I/A 1: Rees, Benedikt, Blankenburg 15, 51381 Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1. 
Die Baumfällungen wurden im Zusammenhang mit dem Planfeststellungsverfahren 
zur Gütergleisverlegung durchgeführt und sind nicht Gegenstand dieses Bebauungs-
planverfahrens. 
 
Zu 2.  
Städtebaulicher Nutzen 
Durch die Aufgabe der Bahnnutzungen des ehemaligen Ausbesserungswerks und des 
Gleisbauhofs sowie die Neuordnung von Bahnstrecken innerhalb der ehemaligen 
Bahnflächen ist im Stadtgebiet Opladen ein Entwicklungsbereich von insgesamt ca. 
72 ha entstanden. 
 
Um eine Bündelung der Gleise zu erreichen, sollen die Gütergleise parallel neben die 
Strecke 2730 Köln-Mülheim – Wuppertal verlegt werden. Hierdurch werden östlich der 
bestehenden Ortslage in erheblichem Umfang Flächen vakant, die einer städtebauli-
chen Entwicklung zugeführt werden sollen. Hier soll die Nachfrage nach zentrumsna-
hen Wohnbauflächen sowie Büro- und Gewerbeflächen bedient werden. Darüber hin-
aus sollen neue Einzelhandelsangebote zur Optimierung und Stärkung des innerstäd-
tischen Einzelhandels angesiedelt werden.  
 
Die Planung wird durch die geplante verkehrliche Neuordnung des ÖPNV sowie den 
Bau der neuen Stadtstraße abgerundet. Die neu zu entwickelnden Flächen auf der 
Westseite der Gleise werden leistungsgerecht an das örtliche und überörtliche Stra-
ßenverkehrsnetz durch den Bau der Neuen Bahnallee angebunden und zugleich eine 
Entlastung des westlich gelegenen Straßennetzes im Bestand der Opladener Innen-
stadt vom Durchgangsverkehr in Nord-Süd-Richtung erzielt. 
Zudem erfolgt über die Neue Bahnallee eine Vernetzung des Stadtgebietes Opladen 
mit den überörtlichen Radwegen. 
 
Die Brachflächennutzung entspricht dem Gebot eines nachhaltigen, flächensparenden 
Städtebaus und reduziert die Inanspruchnahme von bisher unbebauten Außenbe-
reichsflächen. Diese Innenentwicklung leistet damit einen Beitrag zur „Stadt der kur-
zen Wege“. 
Durch die Revitalisierung der innerstädtischen Industriebrache (im Geltungsbereich 
Opladen überwiegend Verkehrsflächen der Deutschen Bahn einschließlich des Bahn-
hofs) erfolgt eine Reduzierung des Siedlungswachstums und damit des Landschafts- 
und Naturraumverlustes am Stadtrand. Größtenteils werden bereits versiegelte bzw. 
verdichtete und vegetationsfreie Flächen in Anspruch genommen. 
Die Entwicklung des Gesamtprojektes ist damit neben den städtebaulichen Aspekten 
grundsätzlich auch aus Sicht des Landschafts- und Naturschutzes positiv zu bewerten. 
 
Artenschutz 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurde eine umfassende artenschutz-
rechtliche Prüfung erstellt. Insgesamt sind bei Umsetzung der Planung keine populati-
onsrelevanten Beeinträchtigungen des lokalen Fledermausbestands durch das Vorha-
ben zu befürchten.  
 
Von der mit dem vorliegenden Bebauungsplan ermöglichten Straße werden jedoch 
Flächen in Anspruch genommen, die Teillebensräume der Kreuzkröte umfassen. Das 
Kleingewässer westlich des Geltungsbereiches (Opladen - Blatt 1) stellt im Zusam-
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menhang mit den angrenzenden Flächen (teilweise innerhalb des Geltungsbereiches) 
einen Teillebensraum (Fortpflanzungs- und Ruhestätte) der Kreuzkröte dar. Das 
Kleingewässer ist mittelbar betroffen und wird langfristig nicht zu erhalten sein. Auf-
grund der vorliegenden Kenntnisse zu Vorkommen der Art im Planungsbereich der 
„neuen bahnstadt opladen“ (nbso) sowie angesichts der angestrebten Entwicklungen 
im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 208/II wurde eine Bewertung der artenschutz-
rechtlichen Betroffenheit der streng geschützten Kreuzkröte auf der Westseite der 
nbso durchgeführt. In diesem Zusammenhang erfolgte auch die Prüfung der Ausnah-
mevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG. Demnach werden die Vorausset-
zungen von der vorliegenden Planung erfüllt. Ein entsprechender Antrag wurde bei der 
zuständigen Fachbehörde gestellt.  
Zur Reduzierung des Tötungsrisikos sowie zur Stabilisierung der Kreuzkrötenpopulati-
onen im Naturraum wurde in Zusammenarbeit mit der zuständigen Fachbehörde ein 
kombiniertes Handlungspaket aus folgenden zeitlich nacheinander auszuführenden 
Teilmaßnahmen entwickelt, welches vor Beginn der Straßenbauarbeiten umzusetzen 
ist: 
a) Herrichtung eines geeigneten Ersatzhabitats für die Teilpopulation im Eingriffsbe-
reich, 
b) Umsiedlung der Teilpopulation aus dem Eingriffsbereich in das Ersatzhabitat, 
c) Vergrämung innerhalb der Eingriffsbereiche und Schutzzäunung zur Vermeidung 
der erneuten Einwanderung von Amphibien auf die Baustellenflächen. 
Die ca. 4 ha umfassende, in städtischem Eigentum befindliche Maßnahmenfläche in 
Schlebuschrath (Alkenrath) liegt ca. 1,5 km südlich des Plangebietes. Hier soll ein 
strukturreicher, vollwertiger Ersatzlebensraumkomplex für Kreuzkröten entwickelt und 
dauerhaft gesichert werden. Die Sicherung der Maßnahmenfläche erfolgt durch die 
zeichnerische Festsetzung im vorliegenden Bebauungsplan (Blatt 2). In den textlichen 
Festsetzungen sind die entsprechenden Maßnahmen für den Lebensraum der Kreuz-
kröte festgelegt. Hierzu gehören die Anlage von Laichgewässern, die Anlage vegetati-
onsarmer Flächen als Sommerlebensraum und Steuerung der Sukzession sowie die 
Anlage von Winterquartieren. 
Zur konkreten Maßnahmenumsetzung auf der Fläche wurde bereits in enger Abstim-
mung mit der Fachbehörde eine Ausführungsplanung erstellt. 
Die Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 (7) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
zum Absammeln, Umsiedeln, unvermeidbaren Töten von Kreuzkröten (Bufo 
calamita) sowie zum Entfernen von Habitatstrukturen im Rahmen des Bebauungspla-
nes Nr. 208 A/II, III ,Opladen - nbso/Westseite - Neue Bahnallee und Alkenrath - west-
lich Schlebuschrath wurde aufgrund des besonderen öffentlichen Interesses an der 
Entwicklung der nbso-Westfläche mit Datum vom 24.10.2014 erteilt. Darüber hinaus 
wurde im Rahmen dieser Genehmigung festgestellt, dass den Kreuzkröten nach er-
folgter Umsiedlung ein vollwertiger Lebensraums zur Verfügung steht, welcher nach 
allen Erkenntnissen von dieser Pionierart sofort angenommen werden wird und somit 
lediglich geringe Beeinträchtigung für die Kreuzkrötenpopulation bestehen.  
Diese Genehmigung wurde mit dem Vorsitzenden des Beirates für Natur und Land-
schaft abgestimmt. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die mit dem Bebauungsplan ermöglichten 
Eingriffe in Natur und Landschaft sowie den Artenschutz mit Umsetzung der im Be-
bauungsplan und oben beschriebenen Maßnahmen als vollständig kompensierbar 
angesehen werden, da angesichts der vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen sowie der Ausgleichsmaßnahmen keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Umwelt verbleiben. 
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Die Ausgleichsmaßnahme für die Kreuzkröten kann nicht auf den Entwicklungsflächen 
der nbso-Westseite erfolgen, da - wie oben dargelegt - hierfür 4 ha speziell für die 
Kreuzkröten hergerichtete Flächen erforderlich sind. Diese 4 ha stehen aufgrund der 
geplanten städtebaulichen Entwicklung zur Ergänzung und Aufwertung des Stadtge-
bietes Opladen nicht zur Verfügung. 
 
Darüber hinaus bietet die Umsiedlung der Kreuzkröten einen weiteren Vorteil. Seit ei-
niger Zeit besteht eine Erkrankungsgefahr der Amphibien durch Pilzbefall (Chytridpilz). 
Eine Infektion mit diesem Pilz kann eine Population einer Amphibienart vollständig 
auslöschen. Bisher stellten die Kreuzkröten westlich und östlich der Bahnstrecke zwei 
Teilpopulationen dar, die im Austausch miteinander standen. Durch die Umsiedlung 
werden die Teilpopulationen räumlich voneinander getrennt. Durch die Sicherung von 
zwei Teilpopulationen sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass der global Amphibienpopula-
tionen gefährdende Chytridpilz die vollständige Population auslöscht, was der Meta-
population im Ergebnis zum Vorteil gereicht. 
 
Wie oben bereits dargelegt, wird die Ausgleichsmaßnahme für die Kreuzkröten von 
der zuständigen Fachbehörde als vollwertiger Lebensraum angesehen, der nach allen 
Erkenntnissen von dieser Pionierart sofort angenommen werden wird. Der langfristige 
Erfolg dieser Maßnahme wird durch die Auflagen zur Ausnahmegenehmigung sicher-
gestellt. Unter anderem gibt es Auflagen zum dauerhaften Management der Fläche 
sowie bzgl. eines entsprechenden Monitorings. Die Auflagen werden von der zustän-
digen Fachbehörde entsprechend geprüft und somit die Umsetzung sichergestellt.  
 
Zu 2.1 
Dieser Bebauungsplan setzt überwiegend Straßenverkehrsflächen, Bahnflächen und 
öffentliche Grünflächen fest. Eine bauliche Nutzung wird nicht vorbereitet. 
 
Zu 2.2 
Dieser Bebauungsplan setzt überwiegend Straßenverkehrsflächen, Bahnflächen und 
öffentliche Grünflächen fest. Eine bauliche Nutzung wird nicht vorbereitet. 
 
Zu 2.2.1 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zur Gütergleisverlegung wurden die 
schalltechnischen Auswirkungen der Verlagerung der Gütergleisstrecke 2324 und ent-
sprechende Maßnahmen zum Schallschutz gemäß 16. BImSchV umfassend unter-
sucht. Da die Gütergleise künftig von der bestehenden Bebauung auf der westlichen 
Seite abrücken, können entsprechende Pegelerhöhungen nur an den östlich der 
Bahngleise bestehenden Gebäuden entstehen. In der schalltechnischen Untersu-
chung zur Planfeststellung wurden dementsprechend die Anspruchsvoraussetzungen 
gemäß der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(16. BImSchV - Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen) auf 
Schallschutz dem Grunde nach untersucht. Im Ergebnis wurden Anspruchsvorausset-
zungen an Gebäuden der Lützenkirchener Straße, Rennbaumstraße, 
Stauffenbergstraße sowie der Werkstättenstraße festgestellt. Um wirksame Pegelmin-
derungen zu erreichen, wären Lärmschutzwände zwischen 11 und 16 m Höhe über 
eine Länge von 1,3 km erforderlich. Diese Maßnahmen stünden kostenmäßig in kei-
nem Verhältnis zum Schutzzweck und wären darüber hinaus aus städtebaulichen 
Gründen nicht vertretbar, so dass der vorbeugende Immissionsschutz durch passive 
Schallschutzmaßnahmen umgesetzt wird. Die konkret zu leistenden Aufwendungen 
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werden vor Inbetriebnahme der verlegten Gütergleise gemäß 24. BImSchV und der 
VLärmSchR 97 ermittelt. 
 
Aufgrund der durch die geplante neue Straße verursachten Geräuschsituation im 
Plangebiet und in der näheren Umgebung wurde zur Berücksichtigung und Abwägung 
der Belange des Umweltschutzes gemäß § 1 BauGB eine schalltechnische Untersu-
chung (schalltechnische Untersuchung, ACCON Mai 2014) erstellt. In dieser Untersu-
chung erfolgte die Ermittlung und Beurteilung des vom Plangebiet (Neue Bahnallee) 
ausgehenden Verkehrslärms auf die Umgebung gemäß 16. BImSchV in dessen Um-
feld.  
Im Ergebnis zeigen die Berechnungen, dass im näheren Umfeld des Plangebietes an 
fünf Gebäuden die Immissionsgrenzwerte überschritten werden. Für das freistehende 
Haus Lützenkirchener Straße Nr. 3 könnte theoretisch eine Lärmschutzwand entlang 
der Lützenkirchener Straße, des geplanten Kreisverkehrs sowie der Freiherr-vom-
Stein-Straße errichtet werden. Um einen ausreichenden Schallschutz zu gewährleis-
ten, wäre hier jedoch eine ca. 110 m lange und ca. 4,0 m hohe Lärmschutzwand er-
forderlich. Die Kosten einer solchen Wand würden sich auf ca. 150.000 € belaufen und 
somit in keinem vertretbaren Verhältnis zum Nutzen (dem Schutz eines Gebäudes) 
stehen. Im Bereich der betroffenen Gebäude an der Robert-Blum-Straße ist aufgrund 
der örtlichen Gegebenheiten (die Gebäude grenzen direkt an den Fuß- und Radweg 
der Robert-Blum-Straße) keine Lärmschutzwand realisierbar. Darüber hinaus würden 
Lärmschutzwände in diesem Bereich zu einer Barrierewirkung führen, welche städte-
baulich nicht sinnvoll und auch nicht gewünscht ist. 
Neben den o. g. Gründen sind aktive Schallschutzmaßnahmen im innerörtlichen Be-
reich aus städtebaulichen Gründen nicht sinnvoll und möglich. Eine Lärmschutzwand 
würde dem gewünschten städtebaulichen Charakter bebauter innerörtlicher Verkehrs-
flächen widersprechen und die Nutzbarkeit insbesondere der Erdgeschosszonen in 
unvertretbarer Weise einschränken. Insofern sind passive Schallschutzmaßnahmen 
erforderlich. Dementsprechend erfolgt die Prüfung der tatsächlichen Anspruchsbe-
rechtigung und der Dimensionierung entsprechender passiver Schallschutzmaßnah-
men vor Beginn der geplanten Straßenbaumaßnahme. 
 
Der Geschosswohnungsbau an der Lützenkirchener Straße in unmittelbarer Nähe zur 
Bahnunterführung wäre nach heutigen Maßstäben nicht mehr genehmigungsfähig, da 
zur damaligen Zeit beim Bau des Gebäudes keinerlei schallschutztechnische Maß-
nahmen umgesetzt wurden. Darüber hinaus entsprechen die Bauweise und die Mate-
rialien nicht dem heutigen Stand der Technik.  
Bzgl. der geplanten Neubauten werden nach dem heutigen Stand der Technik ent-
sprechende Maßnahmen umgesetzt, die gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse si-
chern. 
Zudem ist die Bündelung der Verkehrstrassen (Bahn und Straße) als vorteilhaft anzu-
sehen, da der Lärm damit auf eine Seite verlagert wird und somit die Möglichkeit be-
steht, eine „leise“ Seite für die neue Bebauung zu schaffen. 
 
Zu 3. 
Mit der Umsetzung der geplanten „Neuen Bahnallee“ wird eine Entlastung der derzeit 
stark frequentierten bestehenden Bahnallee, der Humboldtstraße und der Robert-
Koch-Straße erreicht.  
Die „Neue Bahnallee“ leistet durch die Verlagerung von etwa 5.000 Fahrzeugen den 
gewünschten Beitrag zur Entlastung des Zentrums von Opladen. 
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Im Rahmen des Verfahrens wurden zahlreiche Varianten zur Anbindung an die Fix-
heider Straße geprüft. Durch die Variante ohne Ausfahrt von der Fixheider Straße aus 
Richtung Osten nach Norden auf die „Neue Bahnallee“ ergeben sich gegenüber ande-
ren Varianten weniger Konfliktpunkte bei Umsetzung der Planung. Zum einen wird die 
wichtige Radverkehrsverbindung nördlich der Fixheider Straße nicht beeinträchtigt und 
andererseits können die Baumaßnahmen zur Errichtung der Verkehrsknotenpunkte 
auf die westliche Seite der Robert-Blum-Straße beschränkt werden und somit Eingriffe 
in das Brückenbauwerk, welche mit wesentlichen Mehrkosten und Unwägbarkeiten 
behaftet wären, vermieden werden. Infolgedessen wird diese Variante weiterverfolgt 
und diesem Bebauungsplan zugrunde gelegt.  
Darüber hinaus stimmen die Zielsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 208 A/II, III zur 
„Neuen Bahnallee“ mit den Zielsetzungen des Verkehrskonzeptes für die „neue bahn-
stadt opladen“ überein. 
 
Zu 3.1 
Die Anwohner der bestehenden Bahnallee erfahren durch die Verlegung der Güter-
gleise Richtung Osten und des dadurch entstehenden größeren Abstandes bereits 
eine Verbesserung der schalltechnischen Situation. Zudem wird, wie oben dargelegt, 
die bestehende Bahnallee durch die Verlagerung der Verkehre auf die geplante Neue 
Bahnallee deutlich entlastet. Des Weiteren entsteht durch den Bau der geplanten Ge-
bäude zusätzlich eine Schallschutzwirkung, so dass davon ausgegangen werden 
kann, dass sich nach Umsetzung der Planung die schalltechnische Situation der be-
stehenden Bebauung in Gänze deutlich verbessern wird.  
 
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung zur Gütergleisverlegung wurde gu-
tachterlich festgestellt, dass Anspruchsvoraussetzungen gemäß 16. BImSchV auf 
Schallschutz dem Grunde nach an Gebäuden an der Lützenkirchener Straße, Renn-
baumstraße, Stauffenbergstraße sowie der Werkstättenstraße bestehen. An Gebäu-
den an der Robert-Koch-Straße bestehen keine Anspruchsvoraussetzungen. 
 
Zu 4. 
Der geplante 2 Meter hohe Sichtschutz zwischen „Neuer Bahnallee“ und den verlegten 
Gütergleisen soll, entsprechend ausgeführt, gleichzeitig auch Schallschutzwirkung 
übernehmen.  
 
s. zu aktivem Schallschutz auch unter 2.2.1 
 
Die Ausführungen zum städtebaulichen Konzept betreffen nicht die Inhalte dieses Be-
bauungsplanentwurfs, sondern die des westlich angrenzenden Bebauungsplanvo-
rentwurfs Nr. 208 B/II. Die Anregungen und Bedenken werden im Rahmen dieses Be-
bauungsplanverfahrens ausführlich beantwortet. 
 
Die vorgesehenen Breiten für die geplanten Fuß- und Radwege entsprechen den ein-
schlägigen Richtlinien und Vorschriften. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt bzw. die Stellungnahmen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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I/A 2: Rechtsanwälte Mauel & Kollegen, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III setzt überwiegend eine Straßenverkehrsfläche 
und Bahnflächen im Bereich Opladen (Blatt 1) sowie eine Öffentliche Grünfläche 
(Kompensationsfläche) im Bereich Alkenrath (Blatt 2) fest. Eine bauliche Nutzung wird 
hierdurch nicht vorbereitet. Der im Betreff der Stellungnahme genannte Geltungsbe-
reich des geplanten Bebauungsplanes Nr. 208 C/II (Gewerbe) befindet sich außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 208 A/II, III. 
 
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht Gegenstand dieses Verfahrens. 
Die Stellungnahme wird im Rahmen des Verfahrens zur 7. Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes behandelt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 3: Rechtsanwälte Mauel & Kollegen, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
In den Unterlagen zur öffentlichen Auslegung wird in Anlage 7 „Anbindung Fixheider 
Straße“ die geplante Verkehrsplanung dargestellt. Diese sieht im nordöstlichen Be-
reich des Betriebsgeländes der Raiffeisen-Erzeugergenossenschaft hinter den Silos 
eine zweite Anbindung an die Neue Bahnallee vor. 
 
Es erfolgten bereits Abstimmungsgespräche mit der Raiffeisen-Erzeugergenossen-
schaft. Die betrieblichen Belange werden bei der Planung in vollem Umfang berück-
sichtigt. Aktuell sind erste Gespräche zum Grunderwerb geführt worden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird überwiegend gefolgt. 
Die übrigen Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B  Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und  

sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
 
I/B 1: Amprion GmbH, Dortmund 
 
 

 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Bezirksregierung Köln, Abfallwirtschaft 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Es liegen keine Konflikte vor, da dieser Bebauungsplan (Blatt 1.1 und 1.2) über-
wiegend Straßenverkehrsflächen und Bahnflächen festsetzt. Eine bauliche Nutzung 
wird hierdurch nicht vorbereitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 
 
 

20 
 

 
I/B 3: Westnetz GmbH, Dortmund 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Im Bebauungsplan wurde bislang von einem Schutzstreifen von beidseitig 30 m (ge-
samt 60 m) ausgegangen. Der Schutzstreifen wird im zeichnerischen Teil des Be-
bauungsplanes (Blatt 2) auf das von der WESTNETZ angegebene Maß von beidseitig 
15 m (gesamt 30,00 m) reduziert. 
 
Im Bebauungsplanentwurf ist die Hochspannungsfreileitung bereits als oberirdische 
Hauptversorgungsleitung mit Mastfuß und Schutzstreifen festgesetzt. 
Zusätzlich wird diesbezüglich eine nachrichtliche Übernahme in die textlichen Festset-
zungen aufgenommen. 
 
Im Bebauungsplanentwurf ist im Bereich der Schutzstreifen der genannten Leitung 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung: Kompensationsfläche für Eingriffe in 
Natur und Landschaft sowie Artenschutz festgesetzt. Überbaubare Grundstücksflä-
chen werden nicht ausgewiesen, so dass sichergestellt ist, dass keine Bebauung in 
diesem Bereich erfolgen wird. 
 
Die Hinweise bzgl. der Anpflanzungen und nicht genehmigungspflichtigen Bauvorha-
ben werden in den Bebauungsplan aufgenommen und im Zuge der Ausführungen vor 
Ort berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird gefolgt. 
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I/B 4: Deutsche Telekom Technik GmbH, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Im Rahmen der Entwurfsplanung für die neuen Verkehrswege erfolgen rechtzeitig Ab-
stimmungen mit der Deutschen Telekom. 
 
Die Stellungnahme wird auch im Flächennutzungsplanverfahren berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 5: Bezirksregierung Köln, Dezernat 53 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Information zum gesamtstädtischen Gutachten zur Verträglichkeit von Störfall-
Betriebsbereichen wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III setzt überwiegend eine Straßenverkehrsfläche 
und Bahnflächen im Bereich Opladen (Blatt 1) sowie eine Öffentliche Grünfläche 
(Kompensationsfläche) im Bereich Alkenrath (Blatt 2) fest. Eine bauliche Nutzung wird 
hierdurch nicht vorbereitet.  
 
Ein Gewerbelärmkonflikt liegt im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes nicht vor. 
Die schalltechnische Untersuchung erfolgte aufgrund des Straßenneubaus gemäß 
16. BImSchV. 
 
Im Rahmen der o.g. Bauleitpläne zur nbso-Westseite werden die Anregungen in den 
schalltechnischen Untersuchungen berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 6: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Es sind im Rahmen der Entwurfs- und Ausführungsplanung zur Neuen Bahnallee 
frühzeitige Abstimmungen mit der Energieversorgung Leverkusen vorgesehen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 7: Landesbetrieb Straßenbau NRW, Gummersbach 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Im Rahmen der Ausführungsplanung wird ein entsprechendes Bodengutachten er-
stellt. 
 
Der Eingriff in den Straßenkörper der L 288 sowie die bautechnischen Details werden 
mit dem Landesbetrieb rechtzeitig abgestimmt. 
 
Die Böschungsbereiche wurden bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes im Rah-
men des Landschaftspflegerischen Begleitplanes in der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-
rung berücksichtigt. 
 
An den konstruktiven Bauwerken der L 288 müssen keine Änderungen vorgenommen 
werden.  
 
Die Ausführungsplanung wird im Detail mit dem Landesbetrieb abgestimmt. Eine ent-
sprechende Verwaltungsvereinbarung wird noch erstellt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird gefolgt. 
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I/B 8: Vodafone GmbH, Ratingen 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die allgemeinen Vorschriften werden bei den weiteren Planungen berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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I/B 9: Polizeipräsidium Köln, Köln 
 

 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 10:NABU, Stadtverband Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1. 
Die Ermittlung des Eingriffs erfolgte auf Grundlage einer terrestrischen Biotopkartie-
rung durch ein Fachbüro und in Rücksprache mit den Planern des Masterplans für die 
Entwicklung der nbso-Westseite hinsichtlich der angestrebten zukünftigen Gestaltung 
des Geltungsbereiches. Dementsprechend wurden die Ausgangs- und Planungssitua-
tion gegenübergestellt und die Veränderungen der Wertigkeiten gemäß der örtlich üb-
lichen Methodik (numerische Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in 
NRW, LANUV 2008) und unter Berücksichtigung der landesgesetzlichen Vorgaben für 
Konversionsflächen in Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde gegenüberge-
stellt. Das Vorgehen wird als sowohl fachlich begründbar wie auch rechtskonform er-
achtet; die in der Stellungnahme vorgetragene Einschätzung kann nicht nachvollzogen 
werden. Da nicht weiter erläutert wird, woraus die Einschätzung als zu gering bewerte-
ter Eingriff resultiert, kann weiterhin lediglich auf die Anwendung des vorgegebenen 
Verfahrens verwiesen werden. 
 
Zu 2. 
Bei der vorgesehenen Maßnahme zur Abwendung erheblicher negativer Auswirkun-
gen auf die Kreuzkrötenpopulation auf der Westseite der nbso handelt es sich nicht 
vorrangig um eine Maßnahme im Sinne der Eingriffsregelung, sondern um eine Aus-
gleichsmaßnahme im Sinne des besonderen Artenschutzes gemäß BNatSchG. Im 
Zusammenhang mit den artenschutzrechtlichen Erfordernissen wird durch Anlage von 
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Kleingewässern ebenfalls den Kompensationserfordernissen im Sinne des Biotop-
schutzes Rechnung getragen. 
 
Zu 3. 
Das Handlungspaket für die Kreuzkröte wird sowohl seitens der Fachgutachter als 
auch seitens der Fachbehörde als geeignet und ausreichend angesehen. Die Erforder-
lichkeit einer Vergrößerung der vorgesehenen Maßnahmenfläche lässt sich fachlich 
nicht ableiten. 
Die Sicherung der Maßnahmenfläche für die Kreuzkröte erfolgt durch die zeichneri-
sche Festsetzung im vorliegenden Bebauungsplan (Blatt 2). In den textlichen Festset-
zungen sind die entsprechenden Maßnahmen für den Lebensraum der Kreuzkröte 
festgesetzt. Zudem befindet sich die Fläche in städtischem Eigentum, somit ist eine 
dauerhafte Sicherung der Fläche als Kreuzkrötenlebensraum gewährleistet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird nicht gefolgt. 
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I/B 11: PLEdoc GmbH, Essen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Ferngasleitung wird in dem Bebauungsplan in vollem Umfang ergänzt.  
Der Schutzstreifen ist bereits im Bebauungsplan (Blatt 1.2) enthalten. In der Zeichen-
erklärung ist die Ferngasleitung als unterirdische Hauptversorgungsanlage aufgeführt.  
 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt.  
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Zusätzlich wird bezüglich der Ferngasleitung eine nachrichtliche Übernahme in die 
textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
Die Information zur geplanten Trassenführung der Ferngasleitung wird zur Kenntnis 
genommen. Die Entwurfs- und Ausführungsplanung der Verkehrsflächen ist jedoch 
nicht Gegenstand dieses Bebauungsplanverfahrens. 
Detailabstimmungen mit der Pledoc GmbH erfolgen im Rahmen der Entwurfs- und 
Ausführungsplanung. 
 
Die Information zu dem stillgelegten Leitungsabschnitt der genannten Ferngasleitung 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis bzgl. der Anpflanzungen wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Die Empfehlungen bzgl. Anpflanzungen werden bei der Entwurfs- und Ausführungs-
planung berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird überwiegend gefolgt.  
Die übrigen Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 12: IHK Köln, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Bzgl. der von der Planung betroffenen Unternehmen fanden bereits mehrere Termine 
statt. Die Belange der Unternehmen wurden im Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Im Hinblick auf das gesamtstädtische Gutachten zu den Leverkusener Störfallbetrie-
ben hat die Bezirksregierung Köln (Dezernat 53) in ihrer Stellungnahme zu den Be-
bauungsplänen Nr. 208 A/II, III und Nr. 208 B/II Folgendes geäußert.  
„Die neu geplanten Wohn- und Mischgebiete in den vorgenannten Bauleitplänen lie-
gen außerhalb der angemessenen Abstände, die in dem mir vorliegenden Entwurf des 
gesamtstädtischen Gutachtens zur Verträglichkeit von Störfall-Betriebsbereichen mit 
zukünftigen städtebaulichen Planungen unter dem Aspekt des § 50 BlmSchG bzw. 
Artikel 12 der Seveso-II Richtlinie ermittelt wurden. Im Hinblick auf diese störfallrechtli-
chen Belange löst demnach die Planung keinen Konflikt aus.“ 
 
Darüber hinaus werden in diesem Bebauungsplan überwiegend Straßenverkehrsflä-
chen, Bahnflächen und öffentliche Grünflächen festgesetzt. Eine bauliche Nutzung 
wird hierdurch nicht vorbereitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird gefolgt. 
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I/B 13: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Information bzgl. des Abstandes zur Achse des westlich gelegenen Gütergleises 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gütergleisverlegung erfüllt die Anwendungskriterien der 16. BImSchV. In der 
schalltechnischen Untersuchung zur Planfeststellung wurden dementsprechend die 
Anspruchsvoraussetzungen gemäß 16. BImSchV auf Schallschutz dem Grunde nach 
untersucht. Im Ergebnis wurden Anspruchsvoraussetzungen an mehreren Gebäuden 
an der Lützenkirchener Straße, Rennbaumstraße, Stauffenbergstraße sowie der 
Werkstättenstraße festgestellt. Die konkret zu leistenden Aufwendungen werden vor 
Inbetriebnahme der verlegten Gütergleise gemäß 24. BImSchV und der VLärmSchR 
97 ermittelt.  
Insofern sind die Angaben zur 24. BImSchV und VLärmSchR 97 zutreffend. 
 
Darüber hinaus befand sich dieser Bebauungsplan in der öffentlichen Auslegung ge-
mäß § 3 (2) BauGB und in der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffent-
licher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, und nicht in der frühzeitigen Beteiligung. 
 
Die aufgeführten Textpassagen werden in der Begründung und im Umweltbericht ent-
sprechend der Anregung redaktionell geändert. 
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Die im Anschreiben angekündigte Gesamtstellungnahme wurde bislang nicht übermit-
telt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme bzgl. der 24. BImSchV und der VLärmSchR 97 wird nicht gefolgt. 
Den weiteren Stellungnahmen wird gefolgt. 
 




